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Menschenrechte – 1. Definitionen und Dimen-
sionen. Menschenrechte (M.) sind «Rechte, wel-
che einem jeden Menschen ungeachtet aller sei-
ner sonstigen Eigenschaften allein kraft seines 
Menschseins zukommen (sollen).»1 Bereits mit 
dieser allgemeinsten Definition verbinden sich 
die Probleme, die sich daraus ergeben, daß et-
was, was ‹zukommt›, zugleich ‹gesollt› wird: Es 
handelt sich nicht um eine Definition mit de-
skriptivem Anspruch, sondern um einen norma-
tiven Satz. Mit dem Problem der Begründung 
normativer Aussagen über die M. sind alle Ex-
plikationen des M.begriffs konfrontiert. Mit den 
M. verbundene Grundfragen sind: (1) Welcher 
Begriff des ↑Menschen wird zugrundegelegt?2 
(2) Welcher Begriff von ↑Recht ist grundle-
gend? (3) Was ist die Quelle und was der Status 
des Rechts der M.? (4) Auf welche Weise kom-
men welche Rechte welchen Menschen in wel-
chem Umfang zu? (5) Von wem und wie wird 
das, was den Menschen unmittelbar ‹zukommen 
soll›, in der Form von Normen positiven Rechts 
vermittelt, durchgesetzt und geschützt? (6) Was 
sind die Gründe dafür, daß das ‹dem Menschen 
Zukommende› nicht von jeher verwirklicht war 
– daß, wie J.-J. Rousseau in Du Contrat Social 
feststellt, der Mensch frei geboren wird und 
dennoch in Ketten liegt –, daß die M. eine Ent-
wicklung durchlaufen können und über ihre 
normativen Gehalte und die institutionellen 
Formen3 der M.verwirklichung Konflikte beste-
hen (werden)? Die Antworten auf diese u.ä. Fra-
gen waren und sind abhängig von historisch-
sozialen und kulturellen Vorverständnissen und 
Selbstverständnissen dessen, was Menschen sind 
und zukommt, von je besonderen Bedürfnissen 
und Interessen, die miteinander konfligieren 
(können). 
Obwohl die M. den Menschen nicht verliehen 
werden müssen, werden sie ‹erklärt› und als 
Normen positiviert. Deshalb tragen neuere Er-
klärungen zunehmend der Normativität der M. 
und der Historizität und Kontextualität ihrer 
Verwirklichung Rechnung: So heißt es in der 
Präambel eines der beiden entwickeltsten und 
maßgeblichen M.pakte – des Internationalen 
Pakts über bürgerliche und politische Rechte 
vom 19. 12. 1966 –, «daß im Einklang mit der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 

[vom 10. 12. 1948] das Ideal freier Menschen, 
die frei von Furcht und Not sind, nur erreicht 
werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen 
werden, unter denen jeder seine wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte sowie seine po-
litischen und Bürgerrechte genießen kann.»4

Begriffsbestimmungen zu ‹M.› konkretisieren in 
der Regel, was unter ‹ungeachtet aller sonstigen 
Eigenschaften des Menschen› verstanden wer-
den soll. Als akzeptierbare Definition gilt weit-
hin: M. sind «Rechte, die [...] allen Menschen 
kraft ihres Menschseins und unabhängig von ih-
rem Alter, ihrer Hautfarbe, ihrem Geschlecht, ih-
rer Staatsangehörigkeit oder ihrer sozialen Her-
kunft gemeinsam sein sollen [...] – Rechte die 
durch ihren ursprünglichen und unveräußerli-
chen Charakter damit auch nicht verweigert, die 
grundsätzlich nicht entzogen werden können, 
auf die aber auch niemand (freiwillig oder ge-
zwungenermaßen) verzichten kann.“5

Mit dem M.begriff sind weitere Dimensionen 
verbunden: Die aus geschichtlicher Unrechtser-
fahrung entstandenen, in Aufständen und Revo-
lutionen eingeklagten und im 20. Jh. v.a. unter 
dem Eindruck des Faschismus formulierten M.-
ansprüche betreffen Gleichheit, Gerechtigkeit 
und Freiheit aller Menschen und zielen auf welt-
bürgerrechtliche Lebensverhältnisse. Die M. ha-
ben einen moralischen Inhalt, aber eine positiv-
rechtliche Form6; die individuellen und kollekti-
ven Rechte der Menschen haben Geltung als po-
sitives internationales und Verfassungsrecht und 
begründen Verwirklichungsansprüche gegen-
über Staaten und nichtstaatlicher Gewalt, die im 
Interesse bestmöglicher Grundrechteverwirkli-
chung auf die M. in ihrem je höchsten Entwick-
lungsstand verpflichtet sind. Die den Menschen 
zukommenden Rechte sind individuell und kol-
lektiv unveräußerlich: «Auf seine Freiheit ver-
zichten, heißt auf sein Menschsein, auf die Men-
schenrechte [droits de l’humanité], ja selbst auf 
seine Pflichten verzichten.» (J.-J. Rousseau7). M. 
sind weder eine Gabe der Staaten noch können 
sie von diesen verwehrt werden. Die M. begrün-
den Recht8 und legitimieren den Rechtsstaat: Sie 
bilden das basale, die ↑Grundrechte – und alle 
weiteren aus diesen abgeleiteten Normen – be-
gründende universelle Rechtsnormensystem. 
Aus dem M.recht9 ergeben sich (a) Freiheits- 
und Gleichheitsrechte, (b) Gerechtigkeits- und 
Solidaritätspflichten und (c) Sanktionen bei Vor-
enthaltung von (a) durch Staaten und bei 
individuellem und kollektivem Mißbrauch von 
(a) sowie allgemein bei Verstößen gegen (b).  
Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidari-
tät bilden in den M. Glieder einer Kette; die 
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Herauslösung eines Gliedes zerstört alle ande-
ren. Pflichten sind den M. eingeschrieben; sie 
müssen nicht eigens ‹erklärt› werden, sondern 
ergeben sich aus der wechselseitigen Grundrech-
tegewährung der Menschen und der damit ver-
bundenen Beschränkung der Individualrechte. 
So heißt es z.B. in Art. 32 II der Amerikanischen 
Menschenrechtskonvention: «Die Rechte jedes 
Einzelnen werden begrenzt durch die Rechte 
anderer, durch die Sicherheit aller und durch die 
berechtigten Anforderungen des Allgemein-
wohls in einer demokratischen Gesellschaft.»10 
Während in der Phase ihrer Entstehung die M. 
als Abwehrrechte gegen den Staat durch eine in-
dividualistische Konzeption, durch die Konzent-
ration auf die Ansprüche der Individuen und 
‹negative Freiheiten› (der Religion, der Meinung 
usf. von staatlicher Bevormundung) gekenn-
zeichnet sind, ist mit der «Vervielfachung» der 
für schutzwürdig gehaltenen Rechtsgüter11 und 
der Konzentration auf soziale Rechte eine ande-
re Denkweise notwendig geworden: (a) Soziale 
Rechte können nicht ohne Einschränkung von 
Rechten einzelner geschützt werden; (b) Ab-
wehrrechte gegenüber dem Staat und M.schutz 
durch den Staat stehen in einem komplementä-
ren Verhältnis zueinander. In diesem Prozeß hat 
sich – weniger de facto als normativ – das Men-
schenbild verändert: vom ↑Ich zum ↑Anderen, 
vom ↑Individualismus in Richtung ↑Altruismus. 
Dies bringt z.B. E. Lévinas zum Ausdruck: «Das 
Menschenrecht ist ursprünglich das Recht des 
anderen Menschen: in concreto manifestieren 
sich die Menschenrechte dem Bewußtsein als 
Recht des Anderen, auf das ich antworten 
muß.»12

 
2. Der Zusammenhang politischer, sozialer, ö-
konomischer und kultureller Menschenrechte 
Die M.entwicklung wird in ‹Generationen› be-
schrieben.13 Als erste Generation gelten die klas-
sischen Bürger- und Freiheitsrechte, die seit den 
Bills of Rights14 des 18. Jh. allgemeine Rechts- 
und Verfassungsnormen geworden sind; die All-
gemeine Menschenrechtserklärung (1948) und 
der Internationale Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte (1966, IPbpR) sind die heute 
maßgebenden völkerrechtlichen Dokumente. 
Diese M. umfassen zunächst Abwehrrechte (ne-
gative Freiheitsrechte und individuelle Schutz-
rechte) gegenüber dem Staat und Gestaltungs-
rechte (positive Teilnahmerechte, politische Par-
tizipationsrechte) im Sinne des Selbstbestim-
mungsrechts der Menschen im Bereich des Poli-
tischen; sie enthalten auch schon dem Sozial-
staatsprinzip entsprechende soziale Leistungs-

rechte (positive Teilhaberechte). Die Erweite-
rung der sozialen Rechte15 kennzeichnet die 
zweite Generation der M.; ihre entwickelte Form 
stellt der Internationale Pakt über wirtschaftli-
che. soziale und kulturelle Rechte (1966, 
IPwskR) dar.16 Von einer dritten Generation 
wird gesprochen, seit das – v.a. von Staaten der 
sog. Dritten Welt17 eingeklagte – Recht auf 
Selbstbestimmung18 der Völker anerkannt wird.  
Diese den Menschen ‹zukommenden› Rechte 
mußten durch die über Jh. wachsende M.bewe-
gung – gegenüber den Staaten und vermittels der 
Staaten – erkämpft, in historisch-sozialen und 
kulturellen Kontexten und Konflikten interpre-
tiert, adaptiert und gesichert werden. Die Kom-
plexität dieses Prozesses belegen staatenüber-
greifende Dokumente wie z.B. die Declaración 
Americana de los Derechos y Deberes del 
Hombre (1948), die (Europäische) Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten (1950), die Convención Americana sobre 
Derechos Humanos (1969), die Afrikanische 
Charta der Rechte der Menschen und Völker 
(1981) oder die Erklärung der Menschenrechte 
im Islam (199019), die Prinzipiendebatten und 
Erklärungen der Vereinten Nationen20, eine na-
hezu unübersehbare Zahl nichtstaatlicher, z.B. 
von Religionsgemeinschaften verabschiedeter 
Erklärungen, ständige M.interventionen von 
NGOs (Nichtregierungsorganisationen wie z.B. 
amnesty international)21, besondere Konventio-
nen u.a. zum Schutz der Rechte von Kindern 
und Alten, zum Schutz vor Folter sowie Mani-
feste und Erklärungen zu den Rechten der Frau-
en.22

Im bis jetzt entwickelten M.recht ist der Zusam-
menhang politischer, sozialer, ökonomischer 
und kultureller Rechte so weitgehend positiviert 
worden, daß es sich nicht mehr nur um Dekla-
mationen von M. handelt.23 Zugleich sind die M. 
hinreichend allgemein geblieben: Es ist möglich, 
sie in ihrer Universalität24 anzuerkennen und 
«das eine Anliegen [...] plural zu normieren» 
und so Gesellschaften und Staaten mit unter-
schiedlichen politischen und Rechtskulturen zu 
verpflichten.  
Die M.pakte von 1966 enthalten differenzierte 
M.kategorien, denen detaillierte M. zugeordnet 
sind – wirtschaftliche Rechte wie das Recht, sich 
zu ernähren und vor Hunger geschützt zu sein 
und das Recht auf einen angemessenen Lebens-
standard; das Recht auf Arbeit und Rechte in der 
Arbeit; soziale Rechte wie das Recht auf soziale 
Sicherheit; die Rechte von Familien, Müttern 
und Kindern und das Recht auf körperliche und 
geistige Gesundheit; kulturelle Rechte wie das 



Menschenrechte 820

Recht auf Bildung, die Teilnahme am kulturel-
len Leben und wissenschaftlichen Fortschritt 
sowie Minderheitenrechte; schließlich bürgerli-
che Rechte wie das Recht auf Anerkennung und 
Gleichheit vor dem Gesetz; Rechte von Gefan-
genen; das Verbot der Folter, der Sklaverei, der 
willkürlichen Verhaftung; das Recht auf Freizü-
gigkeit und der Schutz von Ausländern im Falle 
der Ausweisung; das Recht auf Meinungsfrei-
heit, Gedanken-, Gewissens- und Religionsfrei-
heit und  auf Teilnahme am politischen Leben. 
Diese Normenkataloge zeigen erstens, daß auch 
die M., die trotz ihres ‹Zukommens› nicht als 
verwirklicht und als sicher gegen Verstöße gel-
ten können, auf Positivierung durch (zwingen-
des) Recht angewiesen sind; zweitens, daß die 
M. nicht nur Forderungen sind, sondern – bei al-
len noch bestehenden Schwierigkeiten, sie ein-
zuklagen – legitime Rechtstitel; und drittens, daß 
es sich bei den M. nicht um Maximalansprüche 
handelt, sondern um «Mindestbedingungen für 
ein Leben in Gemeinschaft»25, d.h. ein Leben in 
jener ‹Würde›, deren Unantastbarkeit normativ 
erklärt und deren faktische Antastbarkeit offen-
sichtlich ist. 
 
3. Zur Entwicklung der Idee der Menschenrech-
te 
M.recht ist geschichtlich gewordenes Recht. Die 
lange Tradition des ↑Naturrechts26 und die 
Kämpfe gegen Unterdrückung und Ausbeutung 
sind die Matrix der Entstehung und Entwicklung 
der Idee der M. Frühe Vorformen ihrer 
Verrechtlichung sind in Spanien die Bestätigung 
der von den Cortes de León geforderten 
politischen Freiheitsrechte durch Alfons IX. 
(1188) und die englische Magna Charta 
Libertatum (1215) gegen Übergriffe der Krone. 
Den weiteren Weg ihrer Verwirklichung 
eröffnet die 1628 gegen Karl I. durchgesetzte 
Petition of Rights: kraft birthright steht den 
Untertanen die Sicherheit der Person und des 
Eigentums zu. 1679 wird mit der Habeas-
Corpus-Akte der Schutz vor willkürlicher 
Verhaftung erreicht. 1689 bestätigt die Bill of 
Rights alle bisher durchgesetzten Rechte.27

Die Bills of Rights der einzelnen amerikanischen 
Freistaaten bieten, so E. Cassirer in ‹Die Idee der 
republikanischen Verfassung›, «das eigentliche 
Modell für die Erklärung der [französischen] 
Nationalversammlung vom 26. August 1789» 
und aller späteren Menschenrechtsforderungen 
und   –kodifizierungen: Die Menschenrechte 
wurden «wahrhaft universalistisch gesehen und 
gestaltet: das Individuum als solches (every indi-
vidual), die Menschheit als Ganzes (all man-

kind) bildet das eigentliche Rechtssubjekt für die 
unveräußerlichen Grundrechte. Und damit sind, 
was diese Rechte betrifft, nicht nur alle ständi-
schen, sondern auch alle nationalen Schranken 
gesprengt und für kraftlos und nichtig erklärt.»28 
In der Erklärung der Grundrechte von Virginia 
vom 12. Juni 1776 heißt es: «1. Alle Menschen 
sind von Natur aus gleichermaßen frei und un-
abhängig und besitzen gewisse angeborene 
Rechte, deren sie, wenn sie den Status einer Ge-
sellschaft annehmen, durch keine Abmachung 
ihre Nachkommenschaft berauben und entklei-
den können, und zwar den Genuß des Lebens 
und der Freiheit und dazu die Möglichkeit, Ei-
gentum zu erwerben und zu besitzen und Glück 
und Sicherheit zu erstreben und zu erlangen 
[...]».29 Die (französische) Erklärung der Rechte 
des Menschen und Bürgers von 1789 folgt die-
sem Modell und erweitert es: «[...] 2. Der End-
zweck aller politischen Vereinigung ist die Er-
haltung der natürlichen und unabdingbaren 
Menschenrechte. Diese Rechte sind die Freiheit, 
das Eigentum, die Sicherheit, der Widerstand 
gegen Unterdrückung. 3. Der Ursprung aller 
Souveränität liegt seinem Wesen nach beim 
Volke. [...] 4. Die Freiheit besteht darin, alles tun 
zu können, was einem anderen nicht schadet. 
Also hat die Ausübung der natürlichen Rechte 
jedes Menschen keine Grenzen als jene, die den 
übrigen Gliedern der Gesellschaft den Genuß 
dieser nämlichen Rechte sichern. [...]».30

Die naturrechtlichen M.begründungen sind maß-
geblich von Philosophen wie J. Althusius, H. 
Grotius, J. Milton, Th. Hobbes, J. Locke, J.-J. 
Rousseau und I. Kant31 beeinflußt worden. Lo-
cke, der für die liberale Tradition der M. weg-
weisend ist, geht in seinen Abhandlungen über 
die Regierung von einem «Zustand vollkommner 
Freiheit» der Menschen aus, «innerhalb der 
Grenzen des Gesetzes der Natur ihre Handlun-
gen zu regeln und über ihren Besitz und ihre 
Persönlichkeit so zu verfügen, wie es ihnen am 
besten scheint».32 Es geht bei der naturrechtli-
chen Begründung von M. nicht um «eine De-
skription gesellschaftlich-politischer Zustände 
[...], sondern eine Aussage über die Allokation 
des naturrechtlichen Arguments: aus dem vor-
staatlichen Charakter der Menschenrechte folgt, 
daß kein überpositivrechtliches Argument je-
mals von Seiten der Staatsapparate gegen die In-
dividuen geltend gemacht werden kann, sondern 
daß der Durchgriff auf überpositives Recht aus-
schließlich denen zukommt, die nicht politische 
Funktionäre, sondern ‹nur› Menschen sind.»33 
Wenn man heute davon ausgeht, daß Gehalte 
von Einzelfreiheitsrechten in überpositivem 
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Recht gründen, dann ist dies so zu verstehen, 
daß sie aufgrund ihres M.gehalts staatlicher und 
nichtstaatlicher Verfügungsgewalt entzogen sind 
(‹Wesensgehaltssperre› des GG). 
Das liberale Denken der Locke-Kantischen Tra-
dition ist eine wesentliche Grundlage der Kon-
zeptualisierung der M. und der entsprechenden 
europäisch-nordamerikanischen M.politik. Es 
war und ist Gegenstand einer Kritik, die im Na-
men von ‹Gemeinschaft› und ‹Solidarität› – 
auch von ‹Autorität› und ‹Gehorsam› – ihrerseits 
zu M.defiziten beigetragen hat: So sind Idee und 
Praxis der M. von den christlichen Kirchen, sei-
tens des Marxismus34 und ‹sozialistischer› Staa-
ten bis in das 20. Jh. abgelehnt worden; in Ideo-
logie und Praxis haben Faschismus und Natio-
nalsoialismus als die aggressivsten Feinde der 
liberal inerpretierten M. gewütet. 
 
4. Begründungs- und Geltungsprobleme: Plura-
lismus und Universalismus 
In der gesellschaftlichen Realität kollidieren oft 
die M. (individuelle Freiheitsrechte vs. soziale 
Leistungsrechte) oder verbinden sich mit unter-
schiedlichen Rechtskulturen und konkurrieren-
den sozialen, ökonomischen, politischen und 
kulturellen Interessen. Die Gründe für die Gel-
tung der M. sind jedoch nicht allein von sozialen 
und politischen Kontexten abhängig, sondern 
auch von Welt- und Selbstbildern derer, welche 
die M.normen akzeptieren sollen. Die Philoso-
phie der M.35 steht hier vor der Aufgabe anthro-
pologischer, ethischer36 und epistemologischer 
Analysen. Relevant werden M. so, wie sie im 
Horizont von Ideen über die gerechte «Ordnung 
von Weltverhältnissen» verstanden werden, und 
die Bedingungen ihrer Anwendung hängen, so 
D. Henrich, wesentlich von der «Variabilität der 
Selbstbeschreibungen des Menschen und seiner 
Weltbilder» ab; «Normtypen» und «Typen von 
Selbstbeschreibungen» bilden eine Einheit.37

Es ist deshalb weder innerhalb einer Kultur noch 
interkulturell38 sinnvoll, die M. aus einem Prin-
zip (z.B. Naturrecht) ableiten zu wollen, das als 
allein ‹richtig› behauptet wird und zu dem all-
gemeiner Konsens verlangt wird. Die M. müssen 
vielmehr unter Dissens-Bedingungen gestaltet 
werden und wirksam sein. Unter den Bedingun-
gen des ‹faktischen ↑Pluralismus›39 können aus 
singulären, ‹privaten› Welt- und Menschenbil-
dern hervorgehende Moralen und Ethiken kein 
allgemeines Recht begründen; sie sind in einer 
pluralistischen ↑Demokratie zu staatlicher 
Rechtssetzung und richterlicher Rechtsschöp-
fung ungeeignet. Die als vorstaatlich existierend 
unterstellten und staatliche Legitimität begrün-

denden Prinzipien der Menschenwürde, der Ge-
rechtigkeit, der Gleichheit und der Freiheit blei-
ben jedoch unverzichtbare regulative Ideen; sie 
werden zwar in verschiedenen Kulturen unter-
schiedlich interpretiert, nicht aber prinzipiell 
bestritten. Diese Prinzipien begründen die M., 
«die Kommunikationsbedingungen für eine ver-
nünftige politische Willensbildung institutionali-
sieren».40

Die so begründeten und durch Allgemeinheit 
und Offenheit gekennzeichneten M. sind zwar 
im ‹Westen› entstanden, aber sie sind längst 
nicht mehr allein ‹westlich›; es hat sich erwie-
sen, daß sie zur Integration in andere Kulturen 
geeignet sind.41 Sie sind heute die Inhalte eines 
universellen und zugleich die Verschiedenheit 
der Kulturen berücksichtigenden M.rechts., in 
dem sich weltbürgerliche rechtliche Allgemein-
heit und konkrete innerstaatliche Grundrechte-
Positivierung in einem Gleichgewicht befinden 
(können) und aufgrund dessen Staaten das inner-
staatliche Recht den M.normen anpassen. In die-
ser Sicht kann die Forderung als legitim gelten: 
«Das internationale Menschenrechts-Recht muß 
Staaten legal verantwortlich machen, die Wert-
ideale ihrer eigenen Zivilisationen zu implemen-
tieren, nicht aber jene, die ihnen fremd sind.»42

Auf der anderen Seite ergibt sich aus dem Kultu-
ren- und Einstellungspluralismus43 sowie aus der 
Kontextualität der M. kein ↑Relativismus. Mit 
G. Radbruch kann man auch sagen: «Der Rela-
tivismus fordert den Rechtsstaat.»44 Die offenen, 
der Interpretation und Adaptation bedürfenden 
Prinzipien, die den M. zugrundeliegen, beinhal-
ten Maßstäbe, die zu entscheiden befähigen und 
berechtigen, ob M.verletzungen vorliegen und 
ob ein Staat «nur rechtstechnisch als Macht» 
wirkt oder «als berechtigte, den Willen sittlich 
verpflichtende Autorität zu gelten» hat: «Daß 
der Staat», so H. Heller in seiner Staatslehre 
(1934), «nur in seiner Eigenschaft als Rechtssi-
cherungsorganisation sanktioniert werden kann, 
soll [...] aussagen, daß er nur insofern gerechtfer-
tigt werden kann, als er der Anwendung und 
Durchsetzung sittlicher Rechtsgrundsätze 
dient.»45 Die «Scheidung von Recht und Un-
recht», ohne die keine Legitimation möglich ist, 
kann nur vollzogen werden «auf Grund eines 
Rechtsmaßstabes, der als über dem Staat und 
seinem positiven Recht stehend angenommen 
werden muß.»46

Es gibt wenig Grund zu der Annahme, die Frei-
heiten und Rechte der Menschen könnten ohne 
Staat in Harmonie koexistieren, – nicht ohne ei-
nen bestimmten Staat, nicht ohne den Rechts-
staat, der die Grundrechte schützt und in den 
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Menschenrechten gründet. Mit dem Begriff die-
ses Staates ist die Frage nach seinen moralisch 
legitimierten politischen Zwecken und den 
Grenzen seiner Gewalt unmittelbar verbunden: 
Der Staat hat keine ontologisch verbürgte Stabi-
lität. Erwartet man Freiheit durch den Schutz 
der M., so geht es darum, Bedingungen zu 
schaffen, in denen individuelle Freiheit, Aner-
kennung der Alterität und kollektive Gleichheit 
und Gerechtigkeit keine Gegensätze mehr sind. 
Der Staat soll – so bereits I. Kant in § 45 seiner 
Metaphysik der Sitten – als «Vereinigung einer 
Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen» 
verstanden werden können. Der Begriff des 
Rechtsgesetzes ist nicht ethisch neutral; ihm ist 
die Idee der Gerechtigkeit eingeschrieben. Nicht 
anders als die Grundrechte übergreifen die M. 
als positives, den Grundrechten als die Grund-
normen vorausgehendes Recht alle Bereiche des 
Rechtssystems47 und der Gesellschaft – nicht zu-
letzt die Organisation der Ökonomie. Dies 
schließt «ein positiv-rechtlich gefordertes Aus-
strahlen der Idee der Gerechtigkeit auf alle Be-
reiche des Rechts ein».48 Es geht dabei um 
rechtslegitimierende, rechtsnormierende und 
(letztlich: globale) politische Gerechtigkeit.49 
Nicht anders als von den Grundrechten geht 
auch von den M. eine Rundumwirkung aus: Die 
Verwirklichung von Gerechtigkeit durch Sozial-
gestaltung in der Demokratie ist legitime 
M.konkretisierung. Die individuelle Freiheits-
gewährleistung und die kollektive Freiheitsges-
taltung sollen in der sozialen Demokratie50 eine 
Einheit bilden. 
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